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Schriftlicher Bericht 

des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Zusatzprotokoll vom 9. September 1957 
zum Abkommen vom 15. Juli 1931 zwischen dem Deutschen 
Reiche und der Schweizerischen Eidgenossenschaft zur Ver- 
meidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der direkten 
Steuern und der Erbschaftsteuern 

— Drucksache 543 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Königswarter 


Das dcutsch-schweizerischc Zusatzprotokoll vom 
9. September 1957 ergänzt und verbessert das bis- 
herige Doppelbesteuerungsabkommen und die wei- 
teren dazu getroffenen Vereinbarungen. Insbeson- 
dere in den Fällen, in denen nach den bisherigen 
Vereinbarungen eine Doppelbesteuerung noch be- 
stehengeblieben ist, wird diese durch das Zusatz- 
protokoll beseitigt oder wesentlich gemildert. Der 
Finanzausschuß begrüßt deshalb das zur Ratifizie- 
rung anstehende Zusatzprotokoll mit der Schweiz 
als einen weiteren Fortschritt bei der Gestaltung der 
zwischenstaatlichen Wirtschaftsbeziehungen. Das 
Zusatzprotokoll ist in der Schweiz von den gesetz- 
gebenden Körperschaften bereits ratifiziert worden. 

Da das Zusatzprotokoll bereits vor dem Inkraft- 
treten des Steueränderungsgesetzes 1958 unter- 
zeichnet worden ist, berücksichtigt es noch nicht 
die veränderte Lage, die sich dadurch ergibt, daß 
das Steueränderungsgesetz 1958 den Körperschaft- 
steuersatz für ausgeschüttete Gewinne auf 15 v. H. 
gesenkt und die Nachsteuer von Schachteldividen- 
den, die von inländischen Muttergesellschaften 
bezogen werden, auf 36 v. H. erhöht hat. Die in 
Artikel 6 des Zusatzprotokolls vorgesehene Begren- 


zung der Kapitalertragsteuer in der Bundesrepublik 
auf 15 V. H. der Dividenden muß zu einer Begün- 
stigung von schweizerischen Muttergeseilschaften 
: gegenüber inländischen Muttergesellschaften führen. 

Nach den Erklärungen des Vertreters der Bun- 
I desregierung in der Sitzung des Ausschusses soll in 
! Kürze eine zusätzliche Vereinbarung mit der 
’ Schweizerischen Eidgenossenschaft abgeschlossen 
werden, wonach der nach Artikel 6 zulässige 
Steuerabzug bei inländischen Dividenden auf 25 v.H. 

1 erhöht wird, wenn eine Beteiligung einer schwei- 
zerischen Muttergesellschaft an einer inländischen 
Gesellschaft von mindestens 25 v. H. vorliegt. Da- 
. durch soll der Nachteil der Belastung der inlän- 
1 dischen Muttergesellschaft mit der Nachsteuer teil- 
I weise ausgeglichen werden. 

! 

' Im Hinblick auf die Bereitschaft der Schweize- 
rischen Eidgenossenschaft, das Zusatzprotokoll bald- 
i möglichst durch eine weitere Vereinbarung an die 
nach dem Steueränderungsgesetz 1958 veränderten 
: Verhältnisse anzupassen, empfiehlt der Finanzaus- 
schuß dem Hohen Hause, dem vorgelegten Gesetz- 
entwurf seine Zustimmung zu geben. 


Bonn, den 15. Dezember 1958 

Dr. Königswarter 

Berichterstatter 

(Ausschußantrag umseitig) 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — - Drucksache 543 — - 
ändert nach der Vorlage anzunehmen. 

Bonn, den 9. Dezember 1958 

Der Finanzausschuß 


unver- 


Seuffert 

Stellv. Vorsitzender 


Dr. Königswarter 

Berichterstatter 



